
Die Vorsitzende des
Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und 
Beschäftigung
der Stadtverordnetenversammlung
Amt der Stadtverordnetenversammlung
E-Mail: stadtverordnetenversammlung@wiesbaden.de
Rathaus-Schlossplatz 6-65183 Wiesbaden
Telefon (0611) 31-3314
Telefax (0611) 31-3902
Sachbearbeiter: Herr Morbe

Wiesbaden, 29.08.2019

1. Den Mitgliedern des
    Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung
2. Den Fraktionen
3. Dem Magistrat
4. Nachrichtlich
    Frau Stadtverordnetenvorsteherin

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung

am Dienstag, 3. September 2019, um 17:00 Uhr, 
Rathaus, Raum 301 (3. Stock), Schlossplatz 6, Wiesbaden

- Vor Eintritt in die Tagesordnung findet eine Bürgerfragestunde statt -

Tagesordnung I 

    
1. Genehmigung der Niederschriften der Sitzungen vom 14.05.2019 und 18.06.2019

    
2. 19-A-54-0005

Vorstellung des Vereins Social Business Women e.V. (SBW)

    
3. 19-V-02-8006 DL 35/19-3

Kofinanzierung "GLEDUCARE" bis 2020 - Fachkräftesicherung Bereich Hebamme und Pflege

    



Seite 2 der Einladung zur Sitzung des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung am 3. 
September 2019

Bereich Beschäftigung:

    
4. 19-V-23-0301 DL 43/19-4, ANLAGE

Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung bei öffentlicher Auftragsvergabe bekämpfen

 - Beschlüsse Nr. 22 und Nr. 23 des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung vom 
26.03.2019 -

- Der Magistrat berät hierzu voraussichtlich erst in seiner Sitzung am 03.09.2019 -

    
5. 19-F-08-0047 ANLAGE

Sachstandsbericht zur Entlohnung der Beschäftigten bei der stadteigenen WJW

 - Beschluss Nr. 58 des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung vom 18.06.2019 –
    

Bereich Frauen:

    
6. 19-F-21-0042

Kundgebungen vor Beratungsstellen für Schwangere – neue Rechtslage

 - Antrag der Fraktionen SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 28.08.2019 –

Wie der aktuellen Presse zu entnehmen ist, hat das Land Hessen per Erlass die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür geschaffen, Demonstrationen und Mahnwachen sogenannter 
„Lebensschützer“ in der Nähe von Beratungsstellen für Schwangere und vor Arztpraxen nur 
noch dort zu genehmigen, wo kein Sicht- und Rufkontakt besteht. Damit soll das 
Persönlichkeitsrecht schwangerer Frauen geschützt werden. 

Der Ausschuss wolle beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:

1. Liegen derzeit Genehmigungsanträge für Mahnwachen oder Demonstrationen sogenannter 
„Lebensschützer“ vor Wiesbadener Arztpraxen oder Beratungseinrichtungen für 
schwangere Frauen vor?

2. Welche Konsequenzen ergeben sich für die Genehmigungspraxis in Wiesbaden aus dem 
neuen Erlass des hessischen Innenministers, nach dem solche Veranstaltungen nur noch 
außerhalb der Sicht- und Rufweite solcher Einrichtungen zulässig sind?
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7. 19-F-08-0061

Umsetzung des Erlasses des Hessischen Innenministeriums zu einem Demonstrationsverbot für 
"Mahnwachen" von Abtreibungsgegner*innen vor Beratungsstellen wie Pro Familia und 
Arztpraxen zum Schutz  der Rat suchenden Frauen und Mädchen, insbesondere Schwangeren, 
in Wiesbaden

 - Antrag der Fraktion Linke&Piraten vom 28.08.2019 –

Laut Presseberichten hat das Hessische Innenministerium in der letzten Woche einen Erlass an 
die Regierungspräsidien übermittelt, der es den Kommunen ermöglichen soll, Schwangeren, die 
eine Beratungsstelle oder eine Arztpraxis aufsuchen wollen, zu diesen ungehinderten Zugang zu 
gewähren. In verschiedenen Städten - auch in Wiesbaden - konfrontierten 
Abtreibungsgegner*innen Frauen, die die Beratungsstellen von Pro Familia aufsuchten, mit 
Plakaten, Gesängen und Gebeten und drangsalierten die Frauen zusätzlich. Genauso störten 
Abtreibungsgegner*innen die Beisetzungen im Sternengarten-Wiesbaden auf dem Südfriedhof.

Der Ausschuss wolle beschließen:

Der Magistrat möge prüfen und berichten, wie der Erlass des Hessischen Innenministeriums zu 
einem Demonstrationsverbot von Abtreibungsgegner*innen vor Arztpraxen, der Beratungsstelle 
von Pro Familia und dem Sternengarten-Wiesbaden umgesetzt werden kann.

 
Der Magistrat wird gebeten, ein entsprechendes Konzept im Ausschuss vorzustellen. 

    
8. 19-F-20-0007 ANLAGE

Schutzzonen vor Beratungsstellen 

 - Bericht des Dezernates II vom 29.05.2019 –

    
9. Aktuelles aus dem kommunalen Frauenreferat

    
Bereich Wirtschaft:

    
10. 19-F-01-0009 ANLAGE

Beitritt zu den Mainzer Sommerlichtern ab 2020

 - Antrag der SPD-Fraktion vom 04.06.2019 -
 - Überweisungsbeschluss Nr. 52 des Ausschusses für Freizeit und Sport vom 13.06.2019 -
 - Bericht des Dezernates II vom 31.07.2019 –
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11. 17-A-54-0006

Auswärtige Sitzungen des Ausschusses

12. Verschiedenes

    
Tagesordnung II 

    
1. 18-F-05-0022 ANLAGE

WiesbadenValley – Zukunftsorientierte Standortpolitik für attraktives Leben und Arbeiten in 
Wiesbaden

 - Bericht des Dezernates II vom 12.06.2019 –

    
2. 18-F-08-0025 ANLAGE

Wohnsitzlose Menschen in Wiesbaden 

 - Bericht des Dezernates VI vom 25.07.2019 –

    
3. 19-F-05-0016 ANLAGE

Sachstand Beschluss Nr. 0102 vom 22.08.2018 Wirtschaftspolitik auch als Sozialpolitik 
begreifen

 - Beschluss Nr. 69 des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung vom 28.08.2018 -
 - Bericht des Dezernates II vom 23.07.2019 –

    
4. 19-F-08-0046 ANLAGE 

Wohnungsnotfallhilfe für Frauen

 - Bericht des Dezernates VI vom 25.07.2019 –

(Anlagen zum Bericht, NÖ nur für Ausschussmitglieder)

    
5. 19-F-21-0021 ANLAGE

Chancengleichheit für alleinerziehende Frauen im SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende)

 - Bericht des Dezernates VI vom 28.06.2019 –
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6. 19-V-02-0006 DL 35/19-2

Ergebnisse der Passantenbefragung in der Wiesbadener Innenstadt

    
7. 19-V-02-8002 DL 33/19-1

Jobnavi - Implementieren als feste Einrichtung bei Dez. II/Referat für Wirtschaft und 
Beschäftigung    

    
8. 19-V-02-8005 DL 37/19-1

Arbeitsmarktprojekt „Haushaltsnahe Dienstleistungen - Die Alltagsengel" - Fortsetzung ab 2020

Falls ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert sein sollte, wird um Weitergabe der 
Einladung gemäß § 62 HGO gebeten.

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt der Ausschuss nicht öffentlich, falls Tagesordnungspunkte 
zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen werden.

Schuchalter-Eicke
Vorsitzende


